
Beiblatt zur ~arlamentskorrespon.denz. 14. Februar 1951. 

218/J ~n frag e 

der Abg. Dr. Pf e i f Ö r ; Dipl,,"Ing,Dr., S 0 heu eh, Alois G r u bel.' 

und Genössen 

an den Bundesminister für Unterricht, 

bet~effend den zweisprachigen Volksschulunterrioht in Südkärnten. 

Die l'roVisorisohe Kärntner Landesregie~g hq.~ bekanntlich mit ihrer 
Verordnung vom 3. Oktober 1'945 zur Neugestaltung der zweisprachigen Volks­
schulen im südlichen Gebiete Kärntens (in der Fassung des -Besohlusses.vom 
31,Oktober 1945) in den gemisohtspraohigen Gebieten der Verwaltungsbezirke 
Hermagor, Villaoh, IClagenfurt-Land und Völkarmarkt ohne vorherige ~örung 
dor· be'troJfenen Gemeinden u.nd ohne nachträgliohe Zustimmung des Landta.ges, 
also rein autokratisCh, an 107 Volks~chulen ohne RüCksicht auf die Mutter­
spraohe der Schüler den zweispraohigenUnterricht eingeführt. In den ersten 
dreiSohulstufen wird der Gesamtunterrioht je zur Hälfte in deutscher und 
slowenisoher Spraoha erteilt, erst in dar viertan Schulstufe erfolgt der 
übergang zur deutsohen Untarrichtssprache~ Die slowenisohe Spracne wird in 
diesem Sohuljahr· in vier Wochenstunden., im. fünften Schuljahl" in drei Woohen­
stunden gelehrt. Uberdies bestimmt die Verordnung, ~s alle. Schüler ohne 
Ausna.blne, die aus zweispra.chigen Volksschulen kommen, in der Haupt- \Uld 
Mittelsohule der gemischtsprachigen Gem.einden sowie in den Städten Horma.gor, 
Villaoh und fiagenfurt den Slowenisohunterrioht im Ausmasse vöndrei .woohen­
stunden verbindlich zu besuohen haben. 

Der diktatorisoh aufgeZWl,Uigene Zweisprachenunterri~ht wird vom Grossteil 
der Bevölkerung des gemisohtspraohigen Gebietes, und ozwarnichtnur der deut­
sohen, sondern auch der windisohen Bevölkerung soharf und entschieden abge­
lehnt, weil daduroh das Sprachenrecht verletzt und der Unterrichtserfolg sehr 
wesentlich beeinträ-chtigt wird. -Durch den slowenischenZwangsunterricht WiJ'd 
nicht nur der Dautschunterricht geschmälert, sondern die Schüler beherrsohen 
ZUIIl Schluss heide Sprachen nichtf! Die "windischeu Spraohe ist die vom deutsohem . 
Sprachgut im hohen Ausmass durohsetzte B:ausspraohe des lCärntner Zweiges del; 
Slowenen. Sie steht der deutschen Spraohe viel näher als der erst im 19.Jah1,'­
hundert geSChaffenen neuslowenisohenSchriftspraohe_ Das windische Kind lemt 
daher spialenüDeutaol1, während. ihm die slo\venische Schriftspra.ohe Schwierig­
keiten bereitet. (Vergloiche hiezu VcMiltsohinsky~ I<ärntens hundertjähriger 
Grenz1andkampf', Wien, 1937, S.18 ff,und das dort angeführte Schrj.,fttum.) 
Noch gi'össer sind ~turgem.äss die SchWierigkoitenfür das deutsche Schulkind. 
Die kleinen Schulkinder werden also durch den, zweisprachigen Unterricht über­
lastet und inuntragb~e seelischeIC9nflikte gestürzt,.dieauch·die Eltern 
belasten und das Verhältnis zwischen'Elternund Schule. vergiften. 

So hat eine am 10.2.1950 in der Stadt Völke.rmarkt durchgeführte Eltern­
befragung zu dem-Ergebnis geführt, dass 95 v.R. der E1tern~4en zweispra.chigen 
Unterricht ablehnen und den einsprachigen Unterricht in deutscher Sprache ver--­
langen. Mit Recht berillifen"sich die Bevollmächtigten der Elternsohaft in einer 
Eingabe an den Bezirkshauptmann darauf, dass Völkermarkt sai t 800 Jahren seine 
rein deutsche Schule. gehabt hab~ und dass es schon nach den altösterreiohi­
sehen Gesetzen eine Gomeindesacho war, über die Schul sprache mitZtientscheidE)n. 

In der Tat bestimmte schon Arto 19 Abs.Jdes Staatsgrundgesetzes über 
die allgemeinen Rechte der Staatsbürger von 1867: 
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!tIn den Ländern1 in welchen mehrere Vo1ksstäE'tm(j wehnen, sollen die 
öf~entliohen Untarrichtsanstal ten clerart ein.gerichtet s0in~ llass ohne Anwen ... 

I . " 

dung eines Zwangos zur Erlernung einer zweiten Li1nclcssPJ;'t:l;che jeder dioser 
Volksstämme d.ie erfordarlichen Mittel' zur Au,spilclung in seine:;- Spraohe erhält." 

. In Ubereinstimmung mit diesem Verfassung'Sgr1..Uldsatz be8til:~te § 6 des 
Reichsvolkssohulgesetzes vom 14e5c1869~ 

''Ubar die Untarrichtsspracha und übar die UntGl'\vaisung in einerzwai ton 
Landesspraohe antscheidat nach Anhörung derjenigen1 welche' die Schule orhal­
·ten, innarhalb der durch dia Gese.tze gezogenen Grenzen die Landosschulbehördoll

• 

, § 2 der Sohul- und-'Unterriohtsordnung für allgomeina Volkssohulon und. 
Bürgerschulen von 1905- enthält die näheren Durchfüh..-ungsbestimmungen hiezu 
und. besagt: / . 

"Wann as in einzelnon F~llongeboten sein sollte~üb~r dieUntarriohts­
spra.ohe und über die Unterweisung in einer anderen Laud,osspraohe naoh § 6· 
des ReiOhsvolkSQohu);gesetzes oinebesolldere Entsoheid.uugzu fällap-"so ha.t 

. ihr eine .goanaue Ermittlung a.ller in Betracht kommenden Umstande und. die Ein ... 
verna~e aller, dia doie Schule erhalten, insbeaondore det' Vertretungeh'der 
ganz· o,derta11we1sG, Gingoschul ten Gemeinden, d.es Schul b,azirkes ur.,d des Lendos, 
vor~uu~ugehen. tt . , 

Der k.ke Vorwalt'Wlgsgerichtshof hat endlich mit soinem berühmten Erkennt­
nis vom 16.2.l9ll,Zl.1667 Slg"Budw .. Zl. 8P13 A,folgende,riohtung"!B;obollde Ent .... 
s<;heidung geilll t : ' ( ./ 

, Jf§ lides Rei,chsvolkssohulgesetzes ist in Ansehung dar Frage, 9,ban einer 
VolkSschule mahr Ms. eine Unterriohtssprache ~inge:fUhrt warden kann, im ' .,' 
ZuSBmmerlhangmitArt.19 Abs.3d.es StGG. über die'allgemeinen Rechte der 
Staatsbürger d.ah:(n,a.uszulegen, dass dia Schulbehörden ohne l!linft:1.1i~ der 
aoblerhaltenden Faktoren /~\t:r il1ufUhruns einer zweiteD TJ~terri.Qhtssif4011G • ".'M_...s ..... tt&, • •• , , .... ".. .ia4." . ." '.' . 

. '.eh ·.elaul 45.0 sehr klaren und. interessantem AuSf'ilhru11gSll doste.ndos­
"s1eru.ns~Viaepräsident~n von Kärnten·Dr.O.Lobmeyer-Hohenleitenin dem vOh 
Vn1v.hof.Dr.K.Q.IIugelma.nnherausg~ßebenen We~k "Des Nat~on.alitäte~eqhi; 1Jn 
alteD08terreiQh"IIWiG~ 1934, S.502.:t'f,insbas. S 510, und. ergänzend auf . 
1Il1tsahinslq, a.a..O.,S.40ff, vel'Wiosen. ,. ' . 

. Dia echulerlialten'den Faktoren, sind, aber heute die Gemeind~n;i9-asLa.nd. 
-' der 'Bund. (VoPcs,sohulaufwandsgosetz fürICärntan1929, LGB1\/Nr.43/1929, 
,_§ 5 des Lehre1.'dionstrechts"'Kompetenzgesetzas, BGB1.Nr.88!1948 ). 

.&1sdam noch immer' in Gel tune stehenden § 6 deaReichsvolkssohu1llesetzes 
... ~ sichfernexol' dass nur die La.ndessohil1.behörd.eJal~o der dem Dundesmini ... 
~_1wa für Unterr;oht untergeordnete Landesschulrn.t (Art.102a :&>VO.), 'nicht 
,a"r4i~La.ridesregiarung berechtigt war, über. dia Unterriohtsspl'aoheund. über 
u. U~teJ'Weisungineinerzweita:n Landessprache f,1i11.e ,Entscheidung zu troffen, , 
auoh JIliobt i1'.\ Formeine:r Verordnung, da naoh Art",18 (1) :B.1fG6 und eb(Jn13pnElocb. 
§ '04er ICärntner ~desvarfassUl'l,g<lio ga'samte VG!'WPl tunS' nur auf Grund dG:t' 
GGsetz~ aq~gGübt werden ,tarf und kein GGsetz (ler Landesregierung ain ge~lI~tz .... 
äs4emdes trarordnungsl'eoht auf diesem Gebiet.o eingeräutnt 'hat. . '. . 

Zur Zeit dar Erlas13UIlg dar Schulsprachenverordnung V9m 5.10.1945 stand 
naoh der damals in Geltung stehenden "Vo;r:1äufigan Vurfa13sung" ,vom 1.5.1945 
diG Ausübung der Gesetzge'Qung dos Bundes und ·"der Lä.nder der Provisor1sohen 
StaatSl"Siliarung zu ( § 18). und auch d.ie "Vorläufige Verfassung". bestimmte, 
dass die gesamte staatlicha VOr'\ilal tung nur auf GrUllc1 der Gesetze ausgeübt .. 
we~dan dürfe, und be stirill:lt 0 ferner, dass jede Verwaltu."lgsbchörllO" nur inner­
halb ihr~s Wirkungsbereicho~ z,urnäheren Durchfijhrung der G0~setzo und ilbör.-: 
dies, 13owai,t sia hiezu durch ein Gosetz a.usdrüoklioh ermächtigt wird, 
Verordnungen erlassen kal'ln(l / 

Die Landesregierung war 'also zur El'lassung der gegenständlichen Verord~ 
nung weder an sich zustä.ndig noch a.usnahmsweise ermächtigt" A'-tch nach dar 

) 
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Verfassu.ngsnovülL~' '!70t!! 12.10.1945.1 StGBLN'r u 196, und -ebonso'nach der heute 
wieder voll wi:rksamol1 13undcsyo,I'faüsung ~L920/29 wäre sie zu einer solchen 
gesetzänclernc,"ll \T(;;;ro~!'dnung nicht zust.änrlig geword.en$' da zu jeder Änderung des 
Reichsvolkssc~l'i.Üßcse"tzes und auch des Mi ttolschulgasetzesübereinstimmende , 
Gesetze cles I:,ul'l.cios tmd c1el' bet eiligten Länder, notvvondig sinde (§ 42 Ziff.l u. 
3 des Verf"Ue"G;;1920,,) 

Schon deshe.lb ist clie SchulGprachomrerorclnung verfassu..YJ.gs-und gesetz­
vd.drigo 

Die Veror r1l1.ung vC':r~stösst aber noch gege!1 i;'1.nüere Bestimmungen der Ver-
fassungo Eir.Jb.al gegen elen früher erwähnten Art(,19 Abs" 3 StGG~ über die allgG-' 

,meinen(Rochte der Staatsbürger, d,as einen Bostandteil unserer Verfassung , 
bildet (Arte>149 B'VG~)o Dieser berühm.te Art., 19, StGG .. vrurde nie förr.nlich aufgo­
hoben~ sondern es wurde iruu nur durch die'ATto66~ 67 und insbesondere 68 des 
Staatsvertrages von St .. Germain, eHe ebenfalla. <11s Ve:rfassungsbestimmungen 
gel ten (.Axt .. 149 ffi'"G,~), in Verbindung mit A:rtc 8 B-VG~ we). tgehcn:i derogiert. 

SchlechthinU:nanwendbar ist eraber!'.'.icht ge .... irorden, da, wie gerade das 
Beispiel von Kärnten deutlich zeigt, es hellte nooh immer mehrere "Volks­
stämme I! und. "land.esübliche Sprachen 11 in einzelnen Bunclesländern gibt. In 
dieser Hinsicht hat sich gegenüber dEm Zeiten der ]J!onarchie nichts geändert. 

Auszugehen ist davolll' dass nach krt~8 B-VG .. die dcmtsche Sprache;unbe­
schadetdor den s'Prachlic.henMinderheiten bundesgesetzlieh eingeräumten 
Rechte, die Staatsspraoh8 cler Re:p'..lblik Österreich istQ Sie ist die innere 
und äussere ,Amtssprache 'für alle staatlichen 'Behörden und Ämter, die Verhand­
lungs- U!td Gesch~:fJGss]?ra.che des Nationalrates (§ 35 GOG.) und die Sprache der 
Gesetze\> -Sie ist daher auch die Geschäftssprache der Behörden und Ämter des 
La.ndes Kärnten und ehe Verhe,ncllungs,- un('.. Geschäftssprache des Kärntner Lancl-
tages < §§ 6 und 26 c:'er IJanuos'.rerfassung)" , 

, Nach Art~66 Abs e 4 dos erwähnten Staatsvertrages werden aber den nicht 
deutschsprechenden östc:rreichischen Staatsangehörigen angemessene Erleichte­
rungen beim Gebrauch ihrer Sprc..cho vor Gericht, (nicht auch vor den VerviTal""» • 
tungsbehörden) zugesiohert~ , 

, Hinsichtlich Gles öffentlichen Unt"errichtswesens muSs nach Art.,68 Abs.l 
'in den Städtell und Bezirken. wo eine verhältnismässig beträchtliche Zahl 
a~derssprachiger als doutsch?r österreichischer Staa.t~angeW'~ger wohnt, 
s~chergestellt werden~ dass ~n dGn Volksschulen den Klndern dleser, anders­
sprachi€'~m Staatsangehörigem der Unterricht in ihrer eigenen Sprache erteilt 
wird" Diese BestirJ.lD1ung hindert aber die östorreichische Regierung nicht, den 
Unterricht der deutschen' Sprache - die ja die Staa·bssprache ist! -in den 
besagtel1"S9hulen'zu oinom Pflichtgegenstande zu machen" 

Aus Art o 68 Absifl des Staatsvertrages ergibt sich-also nur, dass den 
nichtdeutschen Minderheiten - hioralso den Windischon -~soferne 'sie in ver­
hältnism.ässig beträchtlioher Zahl in einer Stadt oder einem Bezirk (einer 
Gemeinde) wohnen3 der Unterricht ,inder eigenen Sprache erteilt werden muss] 
nicht aber, dass c1::'e deutschsprachigen Bewohner zur Erlernung der Minderhoi t, 
sprache gezwungen werden cliirfeno Ein· solcher Zwang ist Vielmehr nach q.em in 
dieser Hinsicht unborührtgebliebenen Art o 19 Abs;:3 St.GGo für die deutsch­
sprachigen Bewohner ausc1.rücklich ver'boten" 

Durch die Schulsprachl.mverordnung der Kärntner Landesregierung wird abc: 
ein solchor Zwang in zweifacher Hinsicht ausgeübt," Erstons werden die deutsc~! ,,., 
sprachigen Schulkinder zur Erle:-nung dor 'slowonischen Sprache geZwungen, und 
z .. vei tens worclen sie dax'übor hinaus 'gezwungen" den gesamten Unterricht in der 
Spracheeinor Minderhoj.t .. die nicht ein.:.";lal einG Weü tsprache 1 sondern die 
Sprache eines l<:leinc.:m Volkes ist~ zu orJ.ulden~ während jedes windischo Kind 
die deutsche Sprache, schon daheim als Umgangs3:pr8.che spielend lornt und auf 
diese a..ls Staats- und Verkehrssprache im späteren Leben angewiesen ist(.l 
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Es wäre niop.t& dagegen. oinzuwe~den, wenndie~ß1OW(i;nische, S1>;raohe für' die 
deutschen Schulltin,d.el.' als Freigegenstandund dort, WO dia Meh;i-heit der 
deu'tscl1en Eltern as. wünscht, auch als einzelner Pfl i chtgeggnstand zugelassen 
wird t aber auf keinen. Falldür.fen;:die d~utschsp:!;'aqhigen' Schü1ar ge15Vltlllgen ,> 

,'VIa:ra.en, denges-a.mten Unterricht in slowenisc!lep Sprac4G- mitzumac:p.Em .. 
Diß Verordnung varstöszt ." also in mehrfaoher <Hinsic,ht gr4$blichst geg"ffl 

Wortlaut ~nd' Sinn der Verfassung(>. . .... / . .' . 
· Die Kärntner ProV±so:L'ischo'Landesregieruna soll angellliohihi'e Sprachen-
verordnung.im Auftrage der britischen-Besatiungsmaoht erla.ssen.haben.Allein,.­
. ee ist durchaus uriglaubWürdig,da'Ss ·d.ie Besatzu,ngsmacht.die LanCl.esri:3gierung 

- ··.beauftragt hat, eine' offenkundig verfassungsVddxige~:V'3;rord.nung z~ erlassene 
Vi.elmahr geht'aus denAUß:f'ührungendes J1errn'Aussenministe:rs Gruber ain 
2802~1-949"vor elcm Rat:der Sondeibevollmächtigten.fÜr den Staatsvertrag 
(im Beisein d~s r.ane.eshauptmannes.Wedenig und dos L~nae$l'ates Dr.ICar1scll) 

. hervo;r';dasssicl;l der Wunsch des,-britischen~Elomentesc'a.ü9h im Jahre ;1945 
nur auf die Einb,tU·tungder schon ·fl'~HJ.er b.eh~ndel ten ~nderlieite~~chU"J;~b~-' 
st~n des< Staa_tsvGrtrages~vqn SteGermaJ:n beschrankt ha.t,dJ.e Qhnadl.7s .' 
vond$r österreichisOQ,Gli Gcsetzge'b'olng·undVerwal tunß iIl).t:;l0J;' strenge bea.chtet-, 
wurd~n.Dies wurde. ~ti,ch. vorilbritischen Sonde:t'bey.?~~htigten1n seiner Rede'· 
vqm 2T.6.1949 ausa.,:.ücklJ.chst anerkannt. Andere.rsoJ. tSl;J.mStaatsvertragvon 
St.Ge1'fll~n von einem ~wei.sprachigon' ZWß,llgs'llnj;erri'cht'/fürlUe deut~ollspra.cb~i~ 

'gahl3e"ohner., wie. ihn die gege;nständlipheSchulspraohenverordnung vom 5 •. '~ 10. 
1945 d,ekredierte, keine Redeo· Die VQ'rordrt\mg ist daher weit Über. diebr~. "G:I,-
7 sehe' lhpfehlung und das. Ziol geschosserio ' . '. '- ..., 

" In einer Wählerv:ers~lÜnga.m 26 .. 9.1949 in V"ö1kormarkt hat Ausseruninfwo.l 
ster Gruber folgende Worte gesagti /fInder Frage des Minderheitensohutzes --I 

vort1:"otanw,ir den StandPUnkt, der J14ensCll ,soll selbst entscheiden,.wel.ehem 
Volke er angehört.· In den Minderheitcnschul'en:Imiss das Elternreohtentschei;.. 
4~, "<lennes ist ein demokrati'sohe's Pr-inzip,.dasst1,ie>&ternentsoheiden_, '. 
~~.e1.che Sohulen die Ki.nder gahen s91len,.11 (Vo11::8.zei tung"21.9_1949,N.r.222lc:J !I. 

Auexh Landeshauptl4an Wedenig hat sich im rirntne~ Landtag' bei der Budge~- '. '. " 
debattea.tn.21.1Z.1949.,zW+i Prinzip derEl ternbcfragu~B fürdieB.e~el~g . . 
der'sQhul$prache bekannt. -. ~~\ "'., . .•.. . . :, .. '. 

· . Zu demselben Prinzip bekennep auch wir uns' schon'd9swegen,. weil wir"" 
I" .< u~.sc!lcnin uns~:rel,ll Programni zur Ausgestal tüng. der unmi t1;e1 't!arenDGJit0kratie 

.. 'bekaJmt ,ha;~en. Nur wolJ,eqwir endlich das:Prinzip dar.Jl!+ ternb~fra.gung in 
. d10rat ul'a€esetzt sehen! . " , \ "',.. . - , . 

"-- ·.AutWunsch der .Kärntner Landtagsfraktion derUnß,bhällgigen 'bega.b sich 
eluo-tmßAns'ehörigeAder drei 'in:'q,er . :tCärntrie:r.'Landesregi~:rUng vertr~tenen 
Pa.rtei~nbesteherideAb6rdnungnach> Wien- in, das .:BundeskanzXeramt,'um·· d'ie, 
Schw.spraoherifr~e·zu: ltlär'm. ·.Am23~ 2.1950 wUrde die Kärntner ;oehu~a.tion, 
b'astehend aus, Landesnauptrnann Wedenig,Landesrat Dr.Karisch UZld Landtagsabge-

' .. "6rdneten~r.Sorinzi yon BUndes~~zi~r InßoFis-l und Aussei:unin~s~er Dr.Oruber 
empfangen; Im . Verlaufe der Unterredung erschien a.uoll "Unterrichiismi1list er . 

-·-D~.!Urdes. Als ErgebniS dieser Ausspraohe wUrde festgestellt: . ..•. . . 
". . ..1-.) V-Onsei~~n de,s~ Her-rnAussenministers, d4ssgegGndie AufhebUng der 

·Verordnungkeiner1eiaussenpolitis<:he Bedenken beständen, dass die Wahrung 
und.derSohutz der Ipteressende;r slowenisch sprechenden Bevölkerung ohnedies 
bereits im Staatsvertrag gewährleistet :aei~ '. _, " .... ' '. 
" 2.) VOn/seiten des Herrn Unterrichtsminif3t<n's wurde zugesagt,da.ss den 

ICärntnerParteieh ehc}stens ein En~Wurf betreffend die Regelung des Unter­
riohts ima-otniöhtssprachigen Uebietkärntens l{;ur lleratungzugehen \·werde. '~ 
A1,lf'alleFälle werde diefjer EntwUrf. so rcchtz.eit~g einlaJ'lgen, dass mit 
Beginn des nQuen SOhuljahrBs 1950/51 der ForderUng nach Aufhebung des 'Spra- . 

· chen~ge~ im Unterricht Re9hnune getragenwerdem könnoo . ..... .... 

) . 
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3~) Abschlj,usscnct '.rurclc festeestell t J dA,SS VOll se:l ten der Bundesre­
gierung keine Becw::1kun Dcg.:m die JOLlokratische :1nd verfassu!lß'smässirl'(-) 
Regelu.."lg des Schulplanos bestehen und alles geta:!;1 werde~ dieso Regef1.UlG bis 

. zum Beg~nn dos Schtüjahrcs 1950/51 clurchzuführel'l~ 
Diese VersprGchungen vro.rden aber trotzwicdorholterUrgenzen nicht 

eingehalten<, Im ü·üriGon rJ1J.8s ausdl'ückli0h fostgo8-toll t werden$' dass zur Auf·_-. 
hebung der "e~-:,fassul'lgs'i-ri<llfrigen Vero:rdnung und. zur yerfassungs- und gesetz·~ 
määäigen Neuordnung des Schulunterrichtes eine gesetzliche NeurGgelung nicht 
notwendig ist" soneto:rl'l. dass eho Neuordnung im administrativen Wege erfolgon 
ka.nn.c 

Die Rechtslage ist also vollkomr..on klar\) Die Bevölkerung des gemischt·-, 
aprachigen Gebietes, welche sich bishel' ra.hfg uncl clisziplinio:r·~ verhalt on 
hat, ist über den VGrl8..uf dGr J ... '1.gelegen.-l'lci t sowie die endlose Verzögerune 
ihrer Regelung sehr beunruhigt und über den unerhörten Zwanß'~ der durch dia 
verfassungswidrige Vor ordnung trotz aller Vorstellungendel' EltGrn und der 
Abgeordneten u!1cl trotz a;t1or VG!'sprGchungen nun!nehr schon über fünf .rahreauf 
dia K1.nder und Eltern ausgeübt wird, empört und entschlossen, zur Sel bst­
h;j.lfe zu schrei ten" Dies könnte ihr auch nicht ü'belgemommen werden, denn dar 
Widerstand gegEm verfasnu.."1gsvvidrig ausgeübte· Gmval t ist nach dem Naturrecht.e 
erlaubto 

Die unterzeicb..'1.oten .Abgeordneten stellen (laher an den Herrn Bundesmini­
ster für Unterricht der;:~h .Axte;102 a B,c-VG" die oberste Leitung und Aufsicht 
übel' das gesamte Unterridhts- und E:,ziehungswosGl1 zukommt, cliG 

J n ~LE.~a~J;;j.l>5"'_!L . .i 
Ist der HGrr J3undesrr~inistet berei t: 

~l~ ) j;n .Ausübung seines Allfsichts- und Leitungsrechtes die ,-Kärntner 

Landesregierung aufzuforderl1,die recht.swidrige SchulsprachenvGrordmmg der 

Provisorischen LandesregiGrung vom 5,,10,,1945 unverzüglich aufzuheben und den 

verfassungs- und gGsetzmä.ssiCen Zustancl a."1 dem Volks-, Haupt- und Mittel­

schulen Südkärntonsbis späte:atens 1"Apri1 1951 wiedGr herzustellen? 

20 ) im Falle einer Weigerung der Lanc.1cs!"Ggierung die :Bundesi~egierung 

zu veranlassen, ger.!Oäss Art" 139 B,. -VGo bein Verfassungsgeriohtshcf diGAuf­

hGbung dor gesetzwidrigen Ve:tordnung zu beantraCGn? 

30} unabhängig vom Pur~tlo) und 20 ) den Landosha~ptmann ven.Kärnten 

als Vor_sitzenclen des LandGsschulrates gemäss Art:; 102 a Bo-VG.anzuweiselJ., 

a.) die Vertretungen sämtlicher von der VOl'ord.Z-!ung bGtroffenen GeoeindGn, 

ferner die :BezirksschulrätodGr vier Verwaltungspozirke und don Landtag von 

Kärnten im Sinne dos §. 2 cler Schul- und Unterrichtsordnung von 1905 Cl."1fzufor­

dGrn,zur FraGe der UntGr:richtsS1JrachG und de:r Unterweisung in einer zweiten 

landesüblichen Sprache auf G:r1.md oiner in den Schul Gemeinden -durchzuführenden 

EI tarnbefragl,m.g bis sptitGstons loJ.,.p.ril 1951 Stellung zu nehmen, und 

b) dGm Bundesministo:rium für Unterrict.-t. bis spätestens 15,,·April übGr das 

Ergebnis der ftellu:1cnah!lK' zu berichten? 

4.;) ilem Na ti cnalra t <las Erge bni.s der Mass:nahmen nach Pur.Jct 1.) 9 all en,.;. 

falls auch 2~) und nach PurJ.;:t, 3,») bis l~M'ai 195::' Lli tzuteilon~ 
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